


Der Vergleich soll nicht überbewertet werden, zumal die

Lebenshaltungskosten in den Zentren deutscher Großstädte heute sicherlich

andere sind als damals am Aachener Stadtrand. Dennoch zeigt er deutlich,

wie sehr sich die Dinge verschoben haben. Die Mittelschicht hat es heute

ungleich schwerer, ein kleines Vermögen zu bilden, als zur aktiven Zeit

unserer Elterngeneration. Die Bezahl- und Vergütungssysteme haben sich

zum Nachteil der arbeitenden Mitte kontinuierlich nach unten entwickelt,

während Mieten und Immobilienpreise förmlich explodiert sind – zumindest

in den Städten. Insgesamt liegt die Eigenheimquote in Deutschland zwar

konstant bei 43 Prozent. Aber seit dem Jahr 2000 sind die durchschnittlichen

Kaufpreise für Wohnimmobilien um ein Viertel gestiegen. Das bedeutet, dass

ein Eigenheim oder eine Eigentumswohnung zunehmend unerschwinglich

geworden ist – von den extremen Preisentwicklungen in den

Ballungszentren gar nicht erst zu reden. Nicht zuletzt ist die Belastung der

arbeitenden Mitte durch Steuern und Abgaben im Laufe der Jahre immer

mehr gewachsen.

Aufschlussreich ist das Beispiel eines Freundes von mir aus dem oberen

Bereich der Mittelschicht. Er hat eine mustergültige akademische

Ausbildung durchlaufen und an mehreren Universitäten gearbeitet, wobei

seine Forschungsaufenthalte im Ausland unter dem Strich immer mehr Geld

verschlungen haben, als er verdiente. Mit seinen 39 Jahren kann er jetzt auf

anerkannte Forschungsarbeiten verweisen, weshalb er es nach vielen

Bewerbungen endlich geschafft hat, an der Universität Potsdam eine Stelle

als Junior-Professor zu ergattern. Sein Bruttogehalt dort liegt bei 4169 Euro.

Das ist einerseits kein schlechtes Gehalt, aber andererseits für einen

Professor mit seinen Qualifikationen doch recht bescheiden.

Seit zwei Jahren sucht mein Freund in Potsdam eine größere Wohnung.

Leider sind die Kaufpreise in der Landeshauptstadt durch die Decke

gegangen, und nennenswertes Eigenkapital hat er bislang noch nicht bilden



können. Wenn aber sogar ein Universitätslehrer keine angemessene

Wohnung mehr kaufen kann, dann stimmt etwas nicht.

Dieses Gefühl hatte auch Timm Bönke, Professor für Öffentliche Finanzen

an der Freien Universität Berlin. Anhand der Daten der Rentenversicherer

hat er die Erwerbsbiografien von westdeutschen Männern der Jahrgänge

1935 bis 1972 ausgewertet. So konnte er sich ein Bild davon machen, welches

reale Gesamteinkommen die einzelnen Jahrgänge in den ersten vierzig

Jahren ihres Lebens erzielt haben.

Bis 1950 ging es mit jedem Geburtsjahrgang bergauf, und zwar für alle

Verdienstklassen, egal ob Arbeiter oder leitender Angestellter. Der in den

Aufbaujahren der jungen Bundesrepublik erwirtschaftete Wohlstand kam

bei allen Männern an, die heute 69 bis 84 Jahre alt sind.

Die erste Spaltung setzte nach den Zahlen von Bönke bei denen ein, die

nach 1950 geboren wurden. Das obere Fünftel der Einkommensbezieher

erzielte weiterhin steigende Gehälter und mehrte seinen Wohlstand. Die

unteren Lohngruppen dagegen stagnierten zunächst und fielen dann weiter

zurück. Die breite Schicht der mittleren Verdiener blieb ab dem Geburtsjahr

1958 mit ihrem Einkommen zunächst noch auf dem steigenden Niveau der

Älteren. Dann aber erreichten die Jahrgänge der Babyboomer das

erwerbsfähige Alter, und man kann genau verfolgen, dass ab dem Jahrgang

1965 ein Niedergang bei den Löhnen und Gehältern einsetzte. Die späteren

Jahrgänge schafften es in aller Regel nicht mehr, das Lebenseinkommen

ihrer Vorgänger zu halten. Es ging im Gegenteil immer stärker bergab.

Als Gründe nennt Bönke die steigende Arbeitslosigkeit ab den

Siebzigerjahren und ein generell sinkendes Gehaltsniveau. Auch die

kontinuierlich gestiegene Steuer- und Abgabenlast spielt eine erhebliche

Rolle. Aus dem Zahlenwerk wird deutlich, was viele beim Vergleich der

Generationen schon lange spüren: Die besten Jahre der Mittelschicht liegen

bereits in der Vergangenheit.



Der Berliner Wirtschaftswissenschaftler Marcel Fratzscher teilt diesen

Befund. Er kann die vielen Zahlen in einem einzigen Satz zusammenfassen:

»Die Mitte bröckelt.« Das von Fratzscher geleitete Deutsche Institut für

Wirtschaftsforschung (DIW) befasst sich seit einigen Jahren intensiv mit der

wachsenden Ungleichheit und der Veränderung der Gehalts- und

Einkommensstrukturen in der Bundesrepublik. Die Mitte definiert das DIW

so wie auch die OECD in Paris: Dazu gehört, wer über ein Einkommen

verfügt, das zwischen 70 und 150 Prozent des Median-Einkommens liegt,

also des Mittelwerts dessen, was alle arbeitenden Menschen in Deutschland

verdienen. Die Spanne reicht dabei von der Aushilfsputzkraft bis hin zum

Millionengehalt eines Topmanagers.

Kritiker wenden bei dieser Median-Methode oft ein, dass »unten« sehr

viele mitgezählt werden, die eigentlich gar nicht dazugehören, also

beispielsweise die Minijobber unter den Studenten, obwohl diese später

einmal wesentlich besser verdienen. Dadurch werde, so die Argumentation,

mit ökonomischen Daten ein falsches Gesellschaftsbild gezeichnet. Die Kritik

gipfelt in dem Vorwurf einer statistischen »Umdefinition der Mitte«.

Dieser Behauptung muss entgegengehalten werden, dass jede Median-

Berechnung immer nur eine Momentaufnahme darstellen kann. Würde man

in solche Statistiken eine Sozialprognose für Studenten einrechnen, also

beispielsweise einen »Aufstiegsfaktor für zeitweilige Minijobber mit

akademischem Hintergrund«, dann könnte man die Statistik getrost

vergessen. Studenten sind statistisch und methodisch gesehen nun einmal

arm, auch wenn sie zum Glück berechtigte Hoffnung hegen dürfen, dass es

ihnen nach dem Examen finanziell einmal besser gehen wird.

Natürlich ist es auch schwierig, zum Kreis der armen Menschen die

Ehefrau eines gut verdienenden Anwalts zu zählen, die mit einem Minijob in

der Galerie oder dem Modegeschäft ihrer Freundin eher einem Hobby

nachgeht als dem unverzichtbar notwendigen Lebenserwerb. Wenn die

Wissenschaftler aber saubere Zahlen ermitteln wollen, können sie weder die



Motivation der Beschäftigten noch deren Aufstiegschancen in späteren

Jahren mit einrechnen. Ebenso unsauber wäre es, ganze Gruppen wie zum

Beispiel die Minijobber aus der Berechnung herauszunehmen. Es hat ja auch

noch niemand vorgeschlagen, die Einkommensmillionäre zu ignorieren,

weil deren Top-Verdienste die Löhne von sehr vielen einfachen Angestellten

statisch nach oben verzerren.

Bleibt man also bei der Methode zur Ermittlung des Median-Einkommens,

dann fällt das Ergebnis in Deutschland sehr ernüchternd aus. Die

Einkommensgrenze, bis zu der es die gesamte untere Hälfte der arbeitenden

Bevölkerung schafft, liegt für einen Single bei gerade einmal 22 000 Euro pro

Jahr, das sind etwas mehr als 1800 Euro pro Monat. Die Behauptung

konservativer und liberaler Sozialstaatskritiker, Deutschland sei ein

Paradies mit 40-Stunden-Woche und eingebauter sozialer Hängematte, lässt

sich vor dem Hintergrund dieser Zahlen einfach nicht halten.

Rechnet man die in der OECD-Definition zugrunde gelegte Spanne von 70

bis 150 Prozent auf die Einkommen um, dann verfügt die ökonomische Mitte

in Deutschland über Einkommen zwischen 16 000 und 33 000 Euro pro

Person. Für Haushalte mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern sind die

Beträge gut doppelt so hoch. Unverkennbar hat sich der von Fratzscher

attestierte Schrumpfungsprozess der Mitte vor allem in diesem

Einkommensbereich niedergeschlagen. Vom Ende der Neunzigerjahre bis

2015 ging diese Gruppe um sieben Prozent auf gut 41 Prozent Anteil an der

Gesamtbevölkerung zurück.

Lenkt man den Blick auf die gesamte Breite der Mittelschicht, ergibt sich

kein anderes Bild. Nach einer neuen Studie des DIW setzt sich der Trend zur

Auflösung der Mittelschicht sogar ungebrochen fort. Seit 1991 ist diese einst

so dominante Gruppe um mehr als drei Millionen Menschen geschrumpft.

Ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung sank von 60 auf 54 Prozent. Noch

stärker zurück ging der Anteil der Mittelschicht am Gesamteinkommen der



Bevölkerung. Die neue Mitte schrumpft nicht nur, sie ist auch wesentlich

ärmer.

Am Arbeitsmarkt schwindet die Bedeutung der Mittelschicht ebenfalls,

obwohl es immer mehr Jobs gibt. Im Jahr 2018 waren in Deutschland fast 45

Millionen Menschen in Beschäftigung – davon knapp 33 Millionen

sozialversicherungspflichtig. Das ist ein absoluter Rekordwert. Nie zuvor

hatten so viele Frauen und Männer eine Arbeit. Vergleicht man die Zahlen

mit denen von 2005, dem tiefsten Stand seit der Wiedervereinigung, wird die

Dimension des Beschäftigungsaufbaus deutlich: Mehr als 6,5 Millionen

Menschen sind seitdem zusätzlich auf dem Arbeitsmarkt aktiv.

Von diesem robusten Aufschwung hat die Mitte allerdings nicht profitiert.

Für die DIW-Forscher ist es »ein überraschender Befund, dass der relativ

starke Beschäftigungsaufbau bislang nicht zu einer Stabilisierung der

Bezieher mittlerer Einkommen in Deutschland geführt hat«. Dabei hätte die

arbeitende Mitte eine Verbesserung ihrer Situation mehr als verdient, denn

sie ist der Lastesel des deutschen Sozial- und Steuerstaates. Legt man das

durchschnittliche Brutto-Haushaltseinkommen von rund 49 000 Euro

zugrunde, dann fällt auf, dass in keiner anderen Einkommensgruppe die

relative Belastung so hoch ist wie in dieser. Allen politischen Sonntagsreden

zum Trotz wird die arbeitende Mitte vom Fiskus seit vielen Jahren gnadenlos

ausgebeutet. Die letzte spürbare Erleichterung bei den Steuertarifen stammt

noch aus der rot-grünen Regierungszeit von Bundeskanzler Gerhard

Schröder und ist fünfzehn Jahre her.

Während der dreizehn Regierungsjahre von Angela Merkel haben sich

CDU, CSU und FDP zwar in jedem Wahlkampf mit dem Versprechen

überboten, die Steuern zu senken; herausgekommen ist dabei jedoch das

Gegenteil, nämlich eine kräftige Erhöhung der Mehrwertsteuer und der

Energiesteuern. Zwar soll jetzt nach dem Beschluss der Großen Koalition der

Solidarzuschlag ab dem Jahr 2021 für 90 Prozent der Steuerpflichtigen

gesenkt werden. Aber bis heute gibt es eben nur eine entsprechende


